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Die vorliegende Monografie von IOANNIS THANOS «Die Reichweite der Grundrechte im EU-Kartellver-
fahrensrecht», die der Universität Hamburg im Wintersemester 2013 als Dissertation vorlag, nimmt 
sich einer sehr wichtigen Thematik an, die nicht nur für das Kartellrecht und die im Rahmen von Kar-
tellrechtsverstössen verhängten Bussen, sondern auch für den Grundrechtsschutz von grundlegender 
Bedeutung ist. Rechtsstaatliche Defizite im EU-Kartellverfahren werden seit einiger Zeit ebenso kont-
rovers diskutiert wie Fragen zu den Ermittlungsbefugnissen der Europäischen Kommission und des 
Umfangs der Anwendbarkeit der Grundrechte auf Unternehmen und das Kartellverfahren. Fragen des 
Grundrechtsschutzes im Kartellverfahrensrecht durchziehen verschiedene Dokumente der Kommis-
sion, wie beispielsweise zum due process, ebenso sind sie Gegenstand kartellrechtlicher Urteile der 
Unionsgerichte. Vor diesem Hintergrund erweist sich die Dissertation von IOANNIS THANOS nicht nur 
von dogmatischer Wichtigkeit, sondern auch von praktischer Relevanz. 

Die Monografie gliedert sich in insgesamt neun Kapitel, die sich an Bereichen der Grundrechtsdiskus-
sion im EU-Kartellverfahren orientieren. Zunächst wird in einer kurzen Einleitung auf einige Grundla-
gen eingegangen, wie beispielsweise auf das Verhältnis zwischen den Grundrechten und dem EU-
Kartellverfahrensrecht sowie die Bedeutung der Kartellverfahrensverordnung 1/2003 (VO 1/2003) und 
die grundrechtlichen Verbürgungen, die für das EU-Kartellverfahren massgebend sind. In einem ers-
ten Kapitel wird zunächst ein Überblick über das EU-Kartellverfahrensrecht und die Ermittlungsbefug-
nisse der Kommission gegeben, indem kurz die Struktur des EU-Kartellverfahrens von der Ermitt-
lungsphase bis zum Hauptverfahren mit möglichen Verfahrensabschlüssen skizziert wird. Daran 
schliesst sich in einem zweiten Kapitel eine Darstellung der Grundrechte und der Grundrechtsquellen 
in der EU an, in der u.a. auf die Europäische Grundrechtecharta und die EU-Grundrechtsarchitektur 
nach dem Vertrag von Lissabon ebenso eingegangen wird, wie auf die allgemeinen Rechtsgrund-
sätze, Grund- und Menschenrechte sowie spezifische Verteidigungsrechte im Kartellverfahrensrecht.  

Einer der Kernbereiche der Dissertation umfasst das dritte Kapitel. Dort wird die Reichweite der 
Grundrechte im EU-Kartellverfahrensrecht untersucht. IOANNIS THANOS zeigt hier zunächst das Span-
nungsfeld zwischen effektiver Durchsetzung des Wettbewerbsrechts und der Notwendigkeit eines 
adäquaten Grundrechtsschutzes auf, bevor er auf die Verankerung des Grundrechtsschutzes in der 
VO 1/2003 hinweist und den Charakter der Bussgelder im EU-Kartellverfahren thematisiert. Auch wer-
den die Argumente aufgeführt, die gegen eine Anerkennung des strafrechtlichen Charakters der Sank-
tionen im EU-Kartellverfahren sprechen. Der Verfasser kommt im Anschluss an diese Darstellung zu 
dem Ergebnis, dass die Garantien von Art. 6 EMRK aufgrund des strafrechtlichen Charakters der 
Geldbussen im EU-Kartellverfahrensrecht voll anwendbar seien. Folgerichtig untersucht IOANNIS THA-
NOS im Anschluss daran die Frage der Rolle und der Reichweite der Grundrechte im EU-Kartellverfah-
ren angesichts des strafrechtlichen Charakters der Bussgelder und geht unter anderem auf die Konse-
quenzen der Rezeption der EMRK-Rechtsprechung und der Rechtsprechung der Unionsgerichte für 
den Grundrechtsschutz im EU-Kartellverfahrensrecht ein. Dabei weist er darauf hin, dass die EMRK-
Vorgaben grundsätzlich nur als Mindestvorgaben gelten und der EU-Grundrechtsschutz darüber hin-
ausgehen könne. 
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Im daran anschliessenden vierten Kapitel widmet sich der Verfasser der Reichweite des Nemo tene-
tur-Grundsatzes im EU-Kartellverfahrensrecht. Das Verbot des Zwangs zur Selbstbezichtigung steht 
insbesondere im Hinblick auf die umfangreichen Mitwirkungspflichten der Unternehmen in Kartellver-
fahren in der Diskussion. Nach einigen Ausführungen zur Herleitung des Nemo tenetur-Grundsatzes 
geht IOANNIS THANOS auf die Entscheidungspraxis der Kommission und die Rechtsprechung der Uni-
onsgerichte ein und stellt hier ausführlich die Orkem-Rechtsprechung des EuGH und die Funke-
Rechtsprechung des EGMR dar. Er plädiert im Ergebnis für eine weite Auslegung des Nemo tenetur-
Grundsatzes im EU-Kartellverfahrensrecht und schliesst daraus, dass insbesondere keine Pflicht zur 
Vorlage inkriminierender Dokumente im Rahmen eines Auskunftsersuchens der Kommission beste-
hen dürfe. Ebenfalls im Rahmen des vierten Kapitels geht IOANNIS THANOS auf die Frage der Verein-
barkeit der Kronzeugenregelung sowie des Settlement-Verfahrens mit dem Nemo tenetur-Grundsatz 
ein und kommt zu dem Ergebnis, dass die Kronzeugenregelung weder unmittelbar noch mittelbar Un-
ternehmen dazu zwinge, auf den Schutz durch den Nemo tenetur-Grundsatz zu verzichten, sondern 
dass vielmehr die Entscheidung eines Unternehmens, die Kronzeugenregelung in Anspruch zu neh-
men, ganz freiwillig unter Zugrundelegung der Vor- und Nachteile erfolgen müsse. Im Hinblick auf das 
Settlement-Verfahren kommt der Verfasser dagegen zu dem Schluss, dass hier die Freiwilligkeit zu 
entsprechenden Vergleichsverhandlungen im Vordergrund stehe, die Kommission sich jedoch nicht 
auf die Einräumung der Zuwiderhandlung berufen dürfe, wenn das Settlement-Verfahren scheitert und 
in das reguläre Kartellverfahren übergegangen wird.  

Im folgenden fünften Kapitel widmet sich IOANNIS THANOS dem Recht auf Achtung der Privatsphäre im 
EU-Kartellrecht. Er stellt zunächst die erweiterten Nachprüfungsbefugnisse der Kommission gemäss 
VO 1/2003 vor, um im Anschluss daran die Befugnisse auf ihre Vereinbarkeit mit dem Recht auf Ach-
tung der Privatsphäre nach Art. 8 EMRK und Art. 7 GRCh zu untersuchen. Ausführlich wird die Recht-
sprechung des EGMR in Sachen Chappel, Niemitz, Société Colas Es, Roemen und Schmit sowie 
Buck dargestellt, ebenso die Rechtsprechung des EuGH in Sachen National Panasonic, Hoechst, 
Limburgse Vinyl Maatschappii, Roquette Frères und Varec. Der Verfasser kommt insgesamt zu dem 
Ergebnis, dass die Unionsgerichte zwar bislang nicht ausdrücklich anerkannt haben, dass auch Ge-
schäftsräume und Betriebsräumlichkeiten in den Schutzbereich von Art. 7 GRCh fallen, gleichwohl 
äussert er Bedenken im Hinblick auf die aktuelle Praxis der Kommission zur Anordnung von Durchsu-
chungen und der Notwendigkeit der Amtshilfe der EU-Mitgliedstaaten.  

Der Frage der Geltung des Anwaltsprivilegs im EU-Kartellverfahrensrecht geht IOANNIS THANOS im 
sechsten Kapitel nach. Ausgehend von dem allgemeinen Schutzzweck des Anwaltsprivilegs werden 
die Fragen aufgeworfen, ob es sich beim Anwaltsprivileg um ein Grundrecht handelt und ob eine Ein-
schränkungsmöglichkeit aus Gründen der Verfahrenseffizienz möglich ist. Es wird eine Untersuchung 
des Anwaltsprivilegs anhand der Rechtsprechung von EGMR und den Unionsgerichten vorgenom-
men. Als Ergebnis seiner Untersuchung plädiert IOANNIS THANOS für ein umfassendes Anwaltsprivileg 
für Syndikusanwälte und führt hierzu verschiedene Argumente an.  

Im siebten Kapitel wendet sich IOANNIS THANOS dem Akteneinsichtsrecht im EU-Kartellverfahren zu. Er 
stellt zunächst das Akteneinsichtsrecht des Betroffenen und Dritter dar, bevor er die Problematik des 
Akteneinsichtsrechts sonstiger Dritter und die Folgen der Verletzung des Akteneinsichtsrechts sowie 
dessen Grenze näher untersucht. Hier geht der Verfasser auch auf die aktuelle Diskussion zum Um-
fang des Akteneinsichtsrechts nach der Pfleiderer- und Donau Chemie-Rechtsprechung des EuGH 
ein. 

Daran anschliessend untersucht IOANNIS THANOS den Grundsatz des Ne bis in idem im EU-Kartell-
recht, stellt die Rechtsquellen des Grundsatzes vor und geht hier insbesondere auf Art. 4 Abs. 1 des 
7. ZP-EMRK ein. Er weist auf die Gefahr einer Doppelverfolgung hin und plädiert im Ergebnis für eine 
weite Auslegung des Ne bis in idem-Grundsatzes im EU-Kartellverfahrensrecht, wozu auch die An-
rechnungspflicht für in Drittstaaten verhängte Geldbussen gehört. 

Schliesslich wendet sich der Verfasser im neunten und letzten Kapitel dem Grundsatz der Unschulds-
vermutung im EU-Kartellverfahrensrecht zu. Ausgehend von der Unschuldsvermutung als ein rein 
strafrechtliches Prinzip überträgt IOANNIS THANOS den Grundsatz auf das EU-Kartellverfahrensrecht 
und untersucht zu der Frage der Anwendbarkeit des Grundsatzes die Rechtsprechung der Unionsge-
richte und des EGMR. Interessant lesen sich in diesem Zusammenhang insbesondere die Ausführun-
gen zur Beweislastregelung des Art. 2 VO 1/2003 vor dem Hintergrund der Unschuldsvermutung. Der 
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Verfasser kommt zu dem Schluss, dass das in Art. 6 EMRK und Art. 48 Abs. 1 EMRK verankerte Prin-
zip der Unschuldsvermutung trotz seines rein strafrechtlichen Ursprungs auch im europäischen Kar-
tellverfahrensrecht gelten müsse. 

Insgesamt gibt die Dissertation einen guten Überblick über die gegenwärtigen Grundrechtsfragen im 
EU-Kartellverfahrensrecht. In den einzelnen Kapiteln werden stets die Rechtsquellen im Unionsrecht 
und der EMRK aufgezeigt, ebenso werden die wichtigsten Urteile der Unionsgerichte und des EGMR 
dargestellt. An vielen Stellen geht die Dissertation auf das Spannungsverhältnis zwischen den Aufga-
ben des Kartellrechts einerseits und den Grundrechtsgarantien andererseits ein. Bei der vorliegenden 
Arbeit handelt es sich um eine interessante und sehr lesenswerte Arbeit. Sie ist nicht nur aus rechts-
dogmatischer und grundrechtlicher Sicht von Interesse, sondern vor allem auch von praktischer Be-
deutung, da sie gegenwärtige Rechtsfragen und Probleme der Rechtsanwendung aufnimmt und un-
tersucht. Mithin kann die vorliegende Dissertation denjenigen, welche sich für Fragen der Reichweite 
der Grundrechte im EU-Kartellverfahrensrecht interessieren, uneingeschränkt zur Lektüre empfohlen 
werden. Auch wenn die angesprochenen Grundrechtsgarantien für das EU-Kartellverfahren unter-
sucht werden und ein Teil der Untersuchung sich auf Rechtsquellen des EU-Rechts sowie die Praxis 
der EU-Organe bezieht, so kann die Dissertation auch für das schweizerische Kartellverfahrensrecht 
wichtige Impulse liefern, insbesondere bei Ausführungen zur EMRK und der Rechtsprechung des 
EGMR. Insofern kann die vorliegende Arbeit auch für Schweizer Juristinnen und Juristen der Wettbe-
werbskommission, der Bundesgerichte und der Anwaltschaft sowie für Unternehmensjuristen von Inte-
resse sein. 

Prof. Dr. Claudia Seitz, M.A. (London), Rechtsanwältin / Assistenzprofessorin, 
Juristische Fakultät der Universität Basel 
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